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Der Bundesminister des Auswärtigen 

991 - 86.13 


Bonn, den 21. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Vereinfachung der Grenzformalitäten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kopf r Dr. Harm und Genossen 
— Drucksache 1366 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen 
mit den Herren Bundesministern des Innern, der 
Finanzen und für Verkehr wie folgt: 

Zu Frage 1 

Die Bundesregierung sieht sich aus den nach- 
stehend aufgeführten Gründen nicht in der Lage, 
diese Frage uneingeschränkt zu bejahen: 

a) Hinsichtlich des Verzichts auf Zollpapiere bei 
der vorübergehenden Einfuhr von Personen- 
kraftwagen undReiseomnibussenwird festgestellt, 
daß diese Frage international in voll befriedi- 
gender Weise vom Binnenverkehrsausschuß 
der Europäischen Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen und dessen Sachverstän- 
digengruppe für Zollfragen behandelt worden 
ist. 

b) Auch die Frage der Vereinheitlichung der natio- 
nalen Regelungen für die Erteilung von Fahr- 
erlaubnissen und für die Kraftwagenzulassung 
ist vom gleichen Ausschuß und darüber hinaus 
in bilateralen Verhandlungen zwischen der 
Bundesrepublik und anderen europäischen 
Staaten so weit vorangetrieben worden, daß 
von einer Behandlung dieser Frage im Sonder- 
ausschuß der Regierungssachverständigen des 
Europarats kein wesentlicher weiterer Fort- 
schritt zu erwarten ist. Die Beseitigung der 
letzten noch offenen Fragen auf diesem Gebiet 
hängt mit der Ratifizierung der Genfer Straßen- 
verkehrskonvention von 1949 zusammen, die 
zur Zeit von der Bundesregierung vorbereitet 
wird. Hierzu wird auf die Antwort zur Frage 
2 hingewiesen. 

c) Was die Frage der Vereinfachung der Forma- 
litäten auf den Flughäfen angeht, so wurde 
bereits in der Beantwortung der Kleinen An- 
frage der Abgeordneten Dr. Kopf, Paul und 
Genossen — Drucksache 1083 — unter dem 
14. Mai 1959 ausgeführt, daß die Bundesregie- 
rung es angesichts der erfolgreichen Behand- 
lung dieser Fragen in der Europäischen Zivil- 
luftfahrtkonferenz sowie in der Internationalen 


Zivilluftfahrtorganisation nicht für zweckmäßig 
hält, wenn die zahlreichen, mit der Verein- 
fachung der Formalitäten zusammenhängenden 
technischen Einzelfragen auch noch im Sonder- 
ausschuß der Regierungssachverständigen des 
Europarats erörtert werden (vgl. Drucksache 
1103). 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, 
daß der Europarat die Bestrebungen der Wirt- 
schaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen einerseits und der Europäischen 
Zivilluftfahrtkonferenz sowie der Internationalen 
Zivilluftfahrtorganisation andererseits auf den 
genannten Gebieten unterstützt und seine Mit- 
gliedstaaten auffordert, den Empfehlungen dieser 
Gremien unverzüglich nachzukommen. 

Zu Frage 2 

Hinsichtlich der Maßnahmen, um deren Durch- 
führung der Bundestag die Bundesregierung durch 
Beschluß vom 11, Juni 1959 ersucht hat — Druck- 
sache 519 — , teile ich folgendes mit: 

a) Ungeachtet der Bedenken, die im Hinblick auf 
die Zweckmäßigkeit einer weiteren Behandlung 
der in der Empfehlung 216 der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarats genannten Probleme 
durch den Sonderausschuß der Regierungssach- 
verständigen des Europarats bestehen, hat die 
Bundesregierung an allen Sitzungen dieses 
Ausschusses teilgenommen und im Sinne einer 
positiven Förderung der aufgeworfenen Fragen 
Stellung genommen. Falls dieser Ausschuß seine 
Sitzungen fortsetzen sollte, ist die Bundesre- 
gierung bereit, sich auch weiterhin an diesen 
Arbeiten zu beteiligen. 

b) Zur Frage der Abschaffung der Zollpapiere bei 
der vorübergehenden Einfuhr von Kraftfahr- 
zeugen darf ich folgendes bemerken: 

i) Bei der vorübergehenden Einfuhr von Per- 
sonenkraftwagen (private Straßenfahrzeuge) 
werden schon seit dem 1. Januar 1958 keine 
Zollpapiere mehr verlangt. 
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ii) Bei der vorübergehenden Einfuhr gewerb- 
licher Straßenfahrzeuge (einschließlich Reise- 
omnibusse) wird seit dem 1. Januar 1959 
auf eine Vorlage von Zollpapieren verzichtet, 
vorausgesetzt, daß das Land, in dem das 
betreffende Fahrzeug beheimatet ist, Gegen- 
seitigkeit übt, DaimFalle vonReiseomnibussen 
bei der Mehrzahl unserer Nachbarstaaten die 
Gegenseitigkeit gegeben ist, wird beabsichtigt, 
vor Beginn der nächsten Reisesaison bei 
Reiseomnibussen auf eine Vorlage von Zoll- 
papieren auch dann zu verzichten, wenn die 
Gegenseitigkeit im einzelnen Fall fehlt. 

c) Um die Vereinheitlichung der nationalen Kraft- 
fahrzeug-Papiere und -Ausweise hat sich die 
Bundesregierung laufend bemüht. Es handelt sich 
hierbei im wesentlichen um die Führerscheine, 
die Kraftfahrzeugscheine und die Internationalen 
Versicherungskarten. 

Hinsichtlich der Führerscheine strebt die Bundes- 
regierung im Augenblick jedoch keine inter- 
nationale Vereinheitlichung der Muster an, weil 
es ihr durch Verhandlungen mit den übrigen 
europäischen Ländern gelungen ist, eine An- 
erkennung der deutschen Führerscheine in fast 
allen westeuropäischen Ländern zu erreichen. 
Im OEEC-Raum laufen mit Großbritannien und 
Spanien über diese Fragen noch Verhandlungen, 
die vor ihrem erfolgreichen Abschluß stehen. 
Jugoslawien erkennt die deutschen Führerscheine 
faktisch an. 

Im übrigen darf auf den Internationalen Führer- 
schein hingewiesen werden, der entsprechend 
dem Internationalen Kraftverkehrsabkommen 
von 1926 für die Gültigkeitsdauer eines Jahres 
ausgestellt wird upd der im Falle von Staaten 
benutzt werden kann, die den deutschen Führer- 
schein nicht anerkennen. Einige Staaten der 
USA erkennen diesen Internationalen Führer- 
schein indessen nicht an, weil die USA lediglich 
Mitgliedstaaten des Straßenverkehrsabkommens 
von 1949 und nicht des Abkommens von 1926 
sind. Diese Schwierigkeit wird jedoch in Kürze 
behoben sein, wenn — wie die Bundesregierung 
es zur Zeit anstrebt — das Genfer Straßen- 
verkehr sabkommen von 1949 auch durch die 
Bundesrepublik ratifiziert sein wird. 

Die Umschreibung aller etwa 10 Millionen 
Führerscheine der Bundesrepublik auf ein neues 
international vereinheitlichtes Muster würde 


außerordentliche Verwaltungsarbeiten verur- 
sachen, die angesichts der fast allgemeinen 
Anerkennung der deutschen Führerscheine über- 
flüssig erscheint. 

Soweit es die Kraftfahrzeugscheine, einschließ- 
lich der Betriebserlaubnisse für Kleinkrafträder 
und Fahrräder mit Hilfsmotor angeht, so werden 
diese in dem gleichen Umfang wie die, Führer- 
scheine anerkannt. Auch hier kann erforder- 
lichenfalls ein Internationaler Zulassungsschein 
mit der Gültigkeitsdauer für ein Jahr ausgestellt 
werden. 

Sobald die Bundesrepublik das Genfer Straßen- 
verkehrsabkommen von 1949 ratifiziert haben 
wird, werden auf Grund der Bestimmungen 
dieses Abkommens automatisch alle deutschen 
Kraftfahrzeugscheine in allen Vertragstaaten 
dieses Abkommens anerkannt. 

Die vom Sonderausschuß der Regierungssach- 
verständigen in seiner letzten Sitzung an- 
geregten Bemühungen der Regierungen, die zu 
einem Verzicht auf die jetzt im Internationalen 
Kraftfahrzeugverkehr eingeführte grüne Ver- 
sicherungskarte führen sollen, haben bereits zu 
dem Abschluß des am 20. April 1959 in Straß- 
burg von einer Reihe von Mitgliedstaaten des 
Europarats Unterzeichneten Abkommens über 
die Haftpflichtversicherung von Kraftfahrzeugen 
geführt. Durch dieses Abkommen soll in den 
Vertragstaaten die Vereinheitlichung der Ver- 
sicherungsbedingungen und der Versicherungs- 
nachweise für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtver- 
sicherung erreicht werden. 

Im Verkehr mit Staaten, die etwa ebenso hohe 
Mindestversicherungssummen fordern wie die 
Bundesrepublik, wird es möglich sein, auf die 
jetzt noch erforderliche „grüne Karte" zu ver- 
zichten. Die Bundesregierung wird jede Ge- 
legenheit benutzen, um in bilateralen Verhand- 
lungen mit den Nachbarstaaten entsprechende 
Vereinbarungen anzustreben. Deutsche Kraft- 
fahrer brauchen bei der Einfahrt nach Öster- 
reich bereits jetzt die grüne Karte nicht mehr 
vorzuzeigen, da alle deutschen Versicherungen 
für ganz Europa gelten und die Mindestver- 
sicherungssummen in der Bundesrepublik höher 
sind als diejenigen in der Republik Österreich. 

In Vertretung 

van Scherpenberg 



